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Art. 184 GGG

GGG - Gerichtsgebuhrengesetz

@ Berucksichtigter Stand der Gesetzgebung: 20.07.2024

1. (1)Die Gebuhren nach diesem Bundesgesetz und sonstige nach dem GEG einzubringende Betrage kdnnen durch
Verwendung von Bankkarten mit Bankomatfunktion oder Kreditkarten, durch Einzahlung oder Uberweisung auf
das Konto des zustandigen Gerichts oder durch Bareinzahlung bei diesem Gericht entrichtet werden.

2. (2)Wird der Anspruch des Bundes auf die Gebiihren mit der Uberreichung der Eingabe begriindet, so ist die
Entrichtung der Gebuhren durch Befestigung eines Beleges auf dem Schriftsatz nachzuweisen.

3. (3)Samtliche Gebuhren kénnen auch durch Abbuchung und Einziehung entrichtet werden, wenn die Justiz zur
Einziehung der GebuUhren auf eines der Justizkonten ermachtigt ist und die Eingabe die Angabe des Kontos, von
dem die Gebuhren einzuziehen sind, und allenfalls den héchstens abzubuchenden Betrag enthalt. Die Angabe
des Kontos, von dem die Gerichtsgebuhren einzuziehen sind, oder des Anschriftscodes, unter dem ein Konto zur
Einziehung der Gerichtsgebihren gespeichert ist, gilt als Zustimmung zum Gebuhreneinzug im Sinne des § 58
ZaDiG 2018.

4. (4)Wird eine Eingabe im Weg des elektronischen Rechtsverkehrs (88 89a bis 89d GOG) eingebracht, so sind jene
Gebiihren, bei denen der Anspruch des Bundes auf die Gebiihren mit der Uberreichung der Eingabe begriindet
wird, durch Abbuchung und Einziehung zu entrichten; in diesem Fall darf ein hdchstens abzubuchender Betrag
nicht angegeben werden.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch Art. 6 Z 6,BGBI. | Nr. 61/2022)

5. (6)Die Bundesministerin fur Justiz hat nach den Grundsatzen einer einfachen und sparsamen Verwaltung durch
Verordnung die naheren Umstdnde fur den Nachweis der GebUhrenentrichtung (Abs. 2) sowie fur das
Abbuchungs- und Einziehungsverfahren (Abs. 3 bis 5) zu regeln. Fir das Abbuchungs- und Einziehungsverfahren
ist jeweils ein Justizkonto zu bestimmen und nach Mal3gabe der technischen Méglichkeiten der Zeitpunkt
festzulegen, ab dem GebUhren durch Abbuchung und Einziehung entrichtet werden kénnen.

6. (7)Der Bundesminister fur Justiz kann nach Mal3gabe der technischen Méglichkeiten mit Verordnung (8 26a
Abs. 3) anordnen, dass die gerichtliche Eintragungsgebihr bei dem fur die Erhebung der Steuer zustandigen
Finanzamt zu entrichten ist (Selbstberechnung nach § 11 Grunderwerbsteuergesetz 1987). Wurde in einem
solchen Fall die Eintragungsgebtihr beim Finanzamt nicht oder in zu geringer Hohe entrichtet, so hat das
Finanzamt die Vorschreibungsbehdrde zu verstandigen; der Fehlbetrag ist nach den Bestimmungen des GEG
einzubringen. Das zustandige Finanzamt hat die entrichteten Eintragungsgebuhren binnen einer Frist von drei
Monaten auf ein Justizkonto weiterzuleiten. Auf Anfrage hat das Finanzamt der Vorschreibungsbehérde Einsicht
in die Akten des Abgabenverfahrens zu gewdhren, die die Vorschreibung und Entrichtung der Grunderwerbsteuer
betreffen. Die naheren Vorgaben Uber die Verstandigung, die Weiterleitung der Eintragungsgebihren und die
Einsicht kdnnen in der Verordnung nach § 26a Abs. 3 geregelt werden.

In Kraft seit 19.04.2024 bis 31.12.9999


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/zadig/paragraf/58
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2022/61

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	Art. 1 § 4 GGG
	GGG - Gerichtsgebührengesetz


